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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 18. März 1969 

III/l — 68070 — 5236/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25, März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
Nr. 120/67/EWG über die gemeinsame Marktorganisation 
für Getreide, insbesondere aufgrund des Internationalen 
Getreideabkommens. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 28. Februar 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr. 120/67/EWG über die 
gemeinsame Marktorganisation für Getreide, insbesondere auf- 
grund des Internationalen Getreideabkommens 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach dem Wortlaut des Artikels 9 Absatz 1 der 
Verordnung Nr. 120/67/EWG des Rates vom 13. Juni 
1967 über die gemeinsame Marktorganisation für 
Getreide 1 ), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 289/69 des Rates vom 17. Februar 1969 2 ), 
kann für die am Ende des Getreidewirtschaftsjahres 
vorhandenen Bestände an Getreide eine Ubergangs- 
vergütung gewährt werden; in bestimmten Gebieten 
der Gemeinschaft kann das Getreide aus der neuen 
Ernte schon vor dem 31. Juli auf den Markt gelan- 
gen, ohne daß es immer möglich ist, dieses Getreide 
von dem der alten Ernte zu unterscheiden; damit die 
Übergangsvergütung nicht für Getreide der neuen 
Ernte gewährt wird, muß die Möglichkeit vorge- 
sehen werden, in den betreffenden MitgMedstaaten 
die vergütungsfähigen Lagerbestände auf die den 
zuständigen Stellen vor Ende des Wirtschaftsjahres 
gemeldeten Mengen zu beschränken. 

Nach Artikel 4 Absatz 2 des Internationalen Ge- 
treideabkommens, dem die Europäische Wirtschafts- 
gemeinschaft angehört, müssen die Weizen und 
Weizenmehl einführenden Mitgliedsländer einen 
möglichst großen Anteil ihres Bedarfs durch Käufe 
bei Mitgliedsländern dieses Abkommens decken; um 
dieses Abkommen einzuhalten ist vorzusehen, daß 
die Mitgliedstaaten die Erteilung von Einfuhrlizen- 
zen einstellen. 

Artikel 22 a) der Verordnung Nr. 120/67/EWG 
sieht den Aufkauf von Getreide oder Mehl auf dem 
Markt der Gemeinschaft oder die Verwendung von 
Getreide aus den Beständen der Interventionsstellen 
vor, um die Verpflichtungen aus dem Übereinkom- 
men über die Nahrungsmittelhilfe, dem die Euro- 
päische Wirtschaftsgemeinschaft angehört, einzuhal- 
ten; bestimmte Länder, denen diese Hilfe zukommt, 


1 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 41 
vom 18. Februar 1969, S. . . . 


können Getreide, Mehl oder auch Getreideverarbei- 
tungserzeugnisse benötigen und es ist angebracht, 
Artikel 22 a) zu ändern, um dieser letztgenannten 
Möglichkeit Rechnung zu tragen. 

Die Gemeinschaft ist aufgrund des Internationa- 
len Getreideabkommens außerdem gehalten, den 
Mitgliedsländern dieses Abkommens bestimmte Aus- 
künfte über die Entwicklung des Marktes in der Ge- 
meinschaft zu erteilen; die Kommission kann diese 
Auskünfte nur mit Hilfe von Angaben der Mitglied- 
staaten erteilen; es ist daher vorzusehen, daß die 
Mitgliedstaaten der Kommission die erforderlichen 
Angaben liefern. 

Es hat sich herausgestellt, daß einige Bezeichnun- 
gen der Erzeugnisse oder verwendete Ausdrücke in 
der deutschen Fassung der Verordnung Nr. 120/67/ 
EWG nicht der normalerweise in den Berufskreisen 
verwendeten Fachsprache entsprechen; es scheint 
daher zweckmäßig, dieser Fachsprache im deutschen 
Text der Verordnung Rechnung zu tragen — 


FAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung Nr. 120/67/EWG wird nach Maß- 
gabe der folgenden Artikel geändert. 

Artikel 2 

In Artikel 9 Absatz 1 wird zwischen dem ersten 
und zweiten Unterabsatz folgender Unterabsatz ein- 
gefügt: 

„Für die Mitgliedstaaten, in denen die Ernte nor- 
malerweise vor Ablauf des Wirtschaftsjahres be- 
endet ist, kann jedoch nach dem in Absatz 6 ge- 
nannten Verfahren entschieden werden, daß die ver- 
gütungsfähigen Lagerbestände am Ende des Wirt- 
schaftsjahres nicht größer sein dürfen als diejenigen, 
die zu einem früheren, jedes Jahr zu bestimmenden 
Zeitpunkt angemeldet wurden.“ 

Artikel 3 

In Artikel 12 Absatz 1 wird zwischen dem ersten 
und zweiten Unterabsatz folgender Unterabsatz ein- 
gefügt: 
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„Die Mitgliedstaaten erteilen jedoch keine Ein- 
fuhrlizenzen für Einfuhren von Weizen und Weizen- 
mehl aus Nichtmitgliedsländern des Internationalen 
Getreideabkommens, wenn die Einhaltung der im 
Rahmen dieses Abkommens eingegangenen Ver- 
pflichtungen es erforderlich macht.“ 

Artikel 4 

Die Absätze 1 und 3 des Artikels 22 a) werden 
durch folgende Absätze ersetzt: 

„1. Die Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Über- 
einkommen über die Nahrungsmittelhilfe wird 
durch den Ankauf von Getreide, Mehl oder in 
Anhang I dieser Verordnung genannten Ver- 
arbeitungserzeugnissen auf dem Markt der Ge- 
meinschaft oder durch die Verwendung von Ge- 
treide aus den Beständen der Interventions- 
stellen sichergestellt.“ 

„3. In einer außergewöhnlichen Lage können Ge- 
treide, Mehl oder im Anhang I dieser Verord- 
nung genannte Verarbeitungserzeugnisse durch 
Aufkauf auf dem Weltmarkt bereitgestellt wer- 
den. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Absatz werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 26 festgelegt.“ 


Artikel 5 

Satz 1 von Artikel 24 wird durch folgenden Satz 
ersetzt: 

„Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen 
sich gegenseitig die Angaben mit, die zur Durchfüh- 
rung dieser Verordnung und internationaler Abkom- 
men für Getreide, denen die Gemeinschaft angehört, 
erforderlich sind." 

Artikel 6 

Im Text in deutscher Sprache werden: 

a) in Artikel 1 Buchstabe c, Artikel 11 Absatz 1 
Buchstabe c und im Anhang I die Worte „Grob- 
grieß und Feingrieß" durch die Worte „Grütze 
und Grieß“ ersetzt; 

b) im Anhang I, in der Spalte Bezeichnung der Er- 
zeugnisse, bei der Nummer ex 11.02 ex B des 
Zolltarifs die Worte „oder geschliffen" gestrichen. 

Artikel 7 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die in Artikel 9 der Verordnung Nr. 120/67/EWG 
genannte Ubergangsvergütung kann nur für Be- 
stände an Getreide aus der alten Ernte gewährt 
werden. 

In einigen Gebieten der Gemeinschaft, insbeson- 
dere in Italien, gelangt die neue Ernte (mit Aus- 
nahme Mais) bereits vor Ablauf des Wirtschafts- 
jahres auf den Markt. Eine Unterscheidung zwi- 
schen Getreide aus der alten und neuen Ernte ist 
in der Regel unmöglich. Es besteht daher die Ge- 
fahr, daß die Übergangs Vergütung auch für neu- 
emtige Ware gezahlt wird, obwohl sie noch kei- 
ner durch die Lagerung bedingten Preiserhöhung 
unterworfen war. Dieser Gefahr kann nur da- 
durch begegnet werden, daß abweichend von 
den Bestimmungen des Artikels 9 die Möglichkeit 
vorgesehen wird, die am Ende des Wirtschafts- 
jahres zu vergütenden Bestände auf die Mengen 
zu beschränken, die bereits zu einem früheren 
Zeitpunkt den zuständigen Stellen gemeldet wur- 
den. 

2. Die Gemeinschaft hat sich im Rahmen des Inter- 
nationalen Getreideabkommens verpflichtet, 
einen möglichst großen Anteil ihres Bedarfs an 
Weizen und Weizenmehl durch Käufe bei Mit- 


gliedsländern dieses Abkommens zu decken. 
Diese Verpflichtung kann nur eingehalten wer- 
den, wenn das Recht der Einführer auf Erteilung 
einer Einfuhrlizenz eingeschränkt wird. Artikel 12 
der Verordnung Nr. 120/67/EWG war daher ent- 
sprechend zu ergänzen. 

Außerdem ist die Gemeinschaft gehalten, den 
Mitgliedsländern des Internationalen Getreide- 
abkommens bestimmte Informationen über das 
Marktgeschehen in der Gemeinschaft zu liefern. 
Diese Informationen kann sie nur von den Mit- 
gliedstaaten erhalten, die bereits gemäß Artikel 24 
der Verordnung Nr. 120/67/EWG gegenüber der 
Kommission zur Erteilung von Auskünften ver- 
pflichtet sind. Da sich diese Auskünfte jedoch nur 
auf die Angaben beziehen, die zur Durchführung 
der Verordnung Nr. 120/67/EWG erforderlich 
sind, war der Anwendungsbereich des Artikels 24 
auch auf die zur Durchführung internationaler Ab- 
kommen erforderlichen Angaben auszudehnen. 

3. Im deutschen Text der Verordnung Nr. 120/67/ 
EWG wurden einige Bezeichnungen der Erzeug- 
nisse geändert, um sie dem normalen Sprach- 
gebrauch anzupassen. Diese Änderung hat keine 
materielle Änderung zur Folge. 
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